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Begrüssung



Gemeinderäte sagen 2xNEIN

Die Gemeinderäte der rot eingefärbten Gemeinden unterstützen explizit die 
heutige Medienmitteilung und lehnen sowohl die Ausgleichsinitiative als 
auch den Gegenvorschlag ab:

61%

12%

27%

Einwohner BL

2xNEIN Initiativgemeinden Übrige



Gemeinderäte sagen 2xNEIN

Die Gemeinderäte folgender Gemeinden unterstützen explizit die heutige 
Medienmitteilung und lehnen sowohl die Ausgleichsinitiative als auch den 
Gegenvorschlag ab:

Aesch, Allschwil, Anwil, Arboldswil, Arlesheim, Arisdorf, Bennwil, Binningen, 
Birsfelden, Bottmingen, Bretzwil, Buckten, Duggingen, Giebenach, Hersberg, 
Münchenstein, Muttenz, Nenzlingen, Oberwil, Ormalingen, Pfeffingen, 
Pratteln, Reinach, Rickenbach, Therwil, Wahlen, Wenslingen, Wintersingen 
(und eine weitere Gemeinde, die nicht genannt sein will).



Zahlen und Fakten
80% der 
Kosten

Von den 15 Gemeinden, die 80% 
der Kosten tragen, sind 11 für 
eine Ablehnung der Initiative 
und des Gegenvorschlages!



Zahlen und Fakten
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Sozialhilfequote 2017 in %

Durchschnitt CH

Heutiges Sozialhilfesystem BL 
hat sich bewährt und ist 
leistungsfähig.



Zahlen und Fakten
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Zahlen und Fakten

Der kantonale Finanzausgleich entlastet betroffene Gemeinden bereits 
heute in dreifacher Hinsicht:

• Ressourcenausgleich

• Lastenabgeltung Sozialhilfe

• Härtefallbeiträge

2018 wurden den Gemeinden 80.6 Mio CHF an Ressourcenausgleich 
und Lastenabgeltung ausbezahlt, davon 8.4 Mio CHF für die 
Lastenabgeltung Sozialhilfe.



Warum ist die Initiative abzulehnen?

Kostenausgleich führt zu Mehrkosten durch Fehlanreize

• Der Anreiz zur Steuerung der eigenen Sozialhilfekosten sinkt in jeder 
Gemeinde.

• Dadurch steigen die Gesamtkosten der Sozialhilfe im Kanton. Wir 
rechnen mit einer Kostensteigerung von 20-30%.

• Unter diesen Umständen verlieren letzten Endes alle Gemeinden.

• Beim System der Ergänzungsleistungen wurde bereits deutlich, dass 
eine Vergemeinschaftung solcher Kosten zu Kostensteigerungen führt. 



Warum ist die Initiative abzulehnen?

Umsetzung völlig ungeregelt

• Die Gemeinden sollen den Kostenausgleich selber organisieren.

• Wie dies geschehen soll, bleibt unbeantwortet.

• Die Gefahr besteht, dass ein neuer Verwaltungsapparat geschaffen 
werden muss, oder dass der Kanton neue Vorschriften erlässt, die die 
Gemeinden ausbaden müssen.



Warum ist die Initiative abzulehnen?

Symptom- statt Ursachenbekämpfung

• Die Initiative löst das Problem steigender Sozialhilfekosten nicht.

• Sie führt lediglich zu einer Umverteilung der Kosten und zu einer 
stärkeren Trennung von Verantwortung und Finanzierung.

• Auf der Gemeindeebene lassen sich die Kosten der Sozialhilfe am 
besten beeinflussen.

• Instrumente dazu sind Eingliederungsprogramme, familienstützende 
Massnahmen, Mietzinsbeiträge, konsequente Bewirtschaftung von 
Rückforderungen, Sanktionen usw.



Warum ist der Gegenvorschlag 

abzulehnen?

• Der Gegenvorschlag überzeugt nicht.

• Es wird ein weiterer Verteiltopf geschaffen, in den alle Gemeinden 
Beiträge einzuzahlen haben, unabhängig vom effektiven Bedarf.

• Der Finanzausgleichs wird noch komplizierter als er schon ist.

• Damit wird der Druck steigen, den Finanzausgleich als Ganzes in 
seiner heutigen Form in Frage zu stellen. 



Wie kann den stark betroffenen 

Gemeinden geholfen werden?

• Die Lastenabgeltung Sozialhilfe kann überprüft und ggf. angepasst 
werden.

• Die Kriterien für die Auszahlung von Härtefallbeiträgen an 
Gemeinden, die es wirklich nötig haben, können im Bereich der 
Sozialhilfe gelockert werden.

• So kann das bestehende Instrument des Finanzausgleichs genutzt 
werden.

• Der Regierungsrat kann die Auszahlung von Härtefallbeiträgen auf 
dem Verordnungsweg neu regeln.



Fragen und Antworten


